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DV in Zürich
Wie zu allem, was vor den Sommerferien
passierte, haben wir zur 67. Delegierten-
Versammlung unseres Dachverbandes, die
am 27./28. Mai im Hotel Savoy in Zürich
stattfand, bereits gehörig Abstand gewon-
nen. Es sei aber doch noch einmal er-
wähnt, dass es sich um eine erfolgreiche
Veranstaltung handelte, was nicht zuletzt
— es sei mit bescheidenem Stolz ange-
merkt — der Organisation durch unsere
Sektion zu verdanken war.
Rund hundert Personen Messen sich an je-
nem Sonntagmorgen über das Jurapro-
blem informieren. Die Referenten,Valentine
Friedli, Mitglied der Assemblée consti-
tuante, und Verfassungsrat Alfred Güdel,
beide aus Delsberg, machten sich und dem
Publikum die komplizierte Materie nicht
einfach. Eindeutiges Fazit der angeregten
Gesprächsrunde unter der Leitung von
«Weltwoche»-Redaktor Ulrich Kägi war:

=^j Am 9. September, also am Samstag, |

haben wir unsern Stand
auf dem Flohmarkt. Es wäre

erfreulich, ermunternd
und solidarisch, wenn auch j

bekannte Gesichter auftauchen

Ein Ja zum neuen Kanton räumt zwar nicht
sämtliche Probleme vom Tisch, ein Nein
jedoch würde sie ungeheuer vervielfachen.
Am Samstag hatte unter dem Vorsitz von
Zentralpräsidentin Olivia Egli-Delafontaine
die Delegiertenversammlung stattgefun-
den, erstmals wieder in Zürich seit zwan-
zig Jahren, wie unsere Präsidentin Claudia
Depuoz-Mantovani in ihrer herzlichen Will-
kommensadresse erwähnte. Was die ver-
schiedenen Traktanden betrifft, sei die
Organisation einer Präsidentinnenkonfe-
renz erwähnt, die sich vor allem mit dem
Problem vermehrter weiblicher Präsenz in
den verschiedenen politischen Exekutiven
und Legislativen beschäftigen soll. Disku-
tiert wurde auch, ob und in welcher Form
der jahrzehntelange Kampf unseres Ver-
bandes für die Sache der Frau einmal
schriftlich gewürdigt werden könnte.

Freudiges Ja zum Jura
Die Abstimmung am 24. September zum
Jura macht überall Schlagzeilen. Man be-
zeichnet sie sogar als Entscheid des Jahr-
hunderts, weil seit 130 Jahren, seit der
Gründung des schweizerischen Bundes-
Staates erstmals ein schwerwiegender Ein-
griff in das bisherige Gefüge der Kantone
geplant ist. Nicht Gegenstand der Abstim-
mung ist übrigens, obwohl das vielfach
angenommen wird, die moderne, frauen-
freundliche und (deswegen) auch kriti-
sierte Verfassung des geplanten neuen
Kantons; diese ging bei den eidgenössi-
sehen Räten bereits im Herbst 1977 über
die Bühne.

Bundesrat Ritschard hat in seiner 1.-Au-
gust-Rede den Schweizern ein freudiges
Ja zum Jura empfohlen. Kaum jemand
wird annehmen, dass damit alle Probleme
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vom Tisch wären. Ein Nein jedoch würde
— dies nach den Worten von alt Bundesrat
Wahlen — zu einem «staatspolitischen
Chaos» führen. Die «Entstehungsge-
schichte» des Jura-Problems, das ja in den
Massenmedien in den letzten Wochen ein-
gehend debattiert wurde, sei wenigstens
kurz rekapituliert. Bereits zur Zeit des
bischöflichen Fürstbistums Basel (dessen
Wahrzeichen das Wildschwein, der «sang-
lier» war) und vor allem in der Epoche der
Gegenreformation bestanden deutliche
Unterschiede zwischen dem Nordjura und
den südjurassischen Bezirken. Letztere
lehnten sich nach und nach mit zahlrei-
chen Burgerrechtsverträgen eher an die
alte Eidgenossenschaft und Bern an. Beim
Zusammenbruch des Ancien Régime ent-
stand aus dem Nordjura 1792 die Raura-
kische Republik und daraus ein Jahr spä-
ter das französische Departement «Mont
terrible». Der Südjura fiel erst 1798 an
Frankreich.
Mit dem Wiener Kongress 1815 kamen
beide Teile des Juras zu Bern, als «Ent-
Schädigung» für die Waadt und den Aar-
gau. Während der Südjura die Annektion
von Bern als eine geschichtliche Fortset-
zung seiner vorrevolutionären und vorna-
poleonischen Beziehungen verstand und
akzeptierte, führte er im Norden von An-
fang an zu Widerstand und während an-
derthalb Jahrhunderten immer wieder zu
Autonomiebestrebungen.
Die letzte «Separatismuswelle» wurde 1947
durch die Affäre «Moeckli» ausgelöst. Bei
einer Vakanz in der Leitung der kantonalen
Baudirektion widersetzte sich der berni-
sehe Grosse Rat zweimal der Ernennung
des Jurassiers Georges Moeckli zum De-
partementsvorsteher. Als Begründung
wurde die französische Sprache in den

Vordergrund gestellt. Dieser Vorfall rief
im Nordjura heftigen Protest hervor. Am
20. September fand in Delémont eine
Volkskundgebung statt, an der die Idee ei-
nes eigenen Kantons Jura aufgenommen
wurde. Während frühere autonomistische
Tendenzen bald wieder im Sand verliefen,
kamen sie diesmal nicht mehr zur Ruhe.

Der Kanton Bern war gewillt, das Problem
einer Lösung zuzuführen, bevor es zu
Schlimmerem kam. Nach dem Abschluss
der von der Kommission der 24 durchge-
führten Konsultationen akzeptierten die
Berner einen Verfassungszusatz, der den
Jurassiern das Selbstbestimmungsrecht
einräumte und ihnen die Wahl liess zwi-
sehen einer gewissen Eigenständigkeit in-
nerhalb des Kantons oder auch einer Los-
lösung von Bern. Am 23. Juni 1974 sprach
sich der Jura mit 36 802 Ja gegen 34 057
Nein für die Loslösung von Bern und die
Bildung eines neuen Kantons aus. In den
südjurassischen Bezirken offenbarte sich
aber eine überwiegende Mehrheit für den
Verbleib beim alten Kanton, und in den
folgenden Plebisziten beschloss denn auch
der Südjura, bei Bern zu bleiben. Das
Laufental ging denselben Weg, hielt sich
aber die Möglichkeit des Anschlusses bei
einem der drei Nachbarkantone Baselstadt,
Baselland oder Solothurn offen.
Auf beiden Seiten wurden nun die Arbeiten
für die Loslösung in Angriff genommen.
Im Jura wurde am 21. März 1976 ein Ver-
fassungsrat gewählt, und bereits im Jahr
darauf wird die im Schnellzugstempo er-
arbeitete neue Kantonsverfassung von den
jurassischen Stimmbürgern bei einer
Stimmbeteiligung von 80 Prozent mit 27 061
Ja gegen 5749 Nein angenommen. Auch in
Bern bereinigte man die politischen Grund-
lagen. Am 17. Januar 1977 trat erstmals
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der Rat der 187 — das Kantonsparlament
ohne die 13 Vertreter der nordjurassischen
Amtsbezirke — zusammen, um die Arbei-
ten an der Verfassung des Kantons Bern
in seinen neuen Grenzen in Angriff zu neh-
men. Am 26. Februar dieses Jahres stimm-
ten die Berner den Verfassungsänderun-
gen zu, welche Sonderbestimmungen für
die Minderheiten im Südjura und im Lau-
fental brachten. Indirekt stellte aber das
Abstimmungsergebnis auch ein deutliches
Ja der Berner für die Abtrennung des Ju-
ras dar.
Für die bevorstehende eidgenössische Ab-
Stimmung haben praktisch alle «Offiziel-
len» — auch der Kanton Bern! — die Ja-
Parole herausgegeben. Empfohlen wird,
wie schon eingangs erwähnt, ein freudiges
Ja!

Was sagt unser Verband zur
«Gleichheitsinitiative»?
Zuvor eine betrübliche Feststellung: Wir
Aktiven Staatsbürgerinnen sind, wenn es
um die Volksinitiative «Gleiche Rechte für
Mann und Frau» geht, offensichtlich nicht
besonders aktiv. Die diesem Thema ge-
widmete Mitgliederversammlung unserer
Sektion Mitte Juni war so schlecht be-
sucht, dass man eigentlich gar nicht mehr
darüber reden mag. Aus dem Einführungs-
referat von Olivia Egli-Delafontaine seien
wenigstens einige Kernsätze zitiert: «Die
Beschäftigung mit der Initiative sollte ,die
vierte Gewalt', d. h. die öffentliche Mei-
nung mobilisieren. Sobald in der öffentli-
chen Meinung eine allgemeine Bewusst-
werdung zustande kommt, wird auch der
Gesetzgeber folgen. Ich denke, dass es
uns gelingen sollte, die öffentliche Mei-
nung dadurch zu mobilisieren, dass wir

die Diskrepanz zwischen den vom kon-
servativen Denken bevorzugten Vorstel-
lungen eines traditionellen abhängigen
Frauenbildes und der vielfältigen Realität
von modernen weiblichen Menschen auf-
zeigen. Es würde sich, scheint mir, not-
wendig ergeben, dass diese Diskrepanz
entweder zu revolutionären zerstörerischen
Strömungen oder zu irrationalen Ressenti-
ments gegen vermeintliche Urheber des
empfundenen Malaises führt. So wird ein
Teil der Frauen, wenn auch eine sehr
kleine Minderheit, zu Terroristinnen, ein
weiterer Teil schiebt die Schuld am uner-
träglichen Zustand der «bösen» Werbung
zu und wird durch das dumpfe Gefühl des
Betrogenseins zum irrationalen Wirt-
schafts- und Industriehass verführt.
Führt man verantwortungsbewussten Po-
litikern und Verantwortlichen der Wirt-
schaft vor Augen, dass wegen des Feh-
lens der Chancengleichheit mit der Zeit
die Frauen sich ausserstande sehen, ihr ei-
genes Schicksal raf/bna/ zu erfassen, und
bei ihnen sich entweder eine Nostalgie als
Prinzip durchsetzt oder eine zerstörerische
Aggression verbreitet, so sollte es mög-
lieh sein, sogar die Parteien und Grup-
pen, die der Chancengleichheit der Frauen
mit beträchtlichen Vorbehalten gegenüber-
standen, zu der notwendigen Umkehr zu
überzeugen. Die Initiative will durch die
Chancengleichheit die Frauen in unserer
Demokratie integrieren. Die Verneinung
der Chancengleichheit würde unsere De-
mokratie gefährden.»
In seiner umfänglichen Vernehmlassung
zur Volksinitiative «Gleiche Rechte für
Mann und Frau» (vgl. dazu «Staatsbürge-
rin» 3/4) hat unser Dacbverband dem Ju-
stiz- und Polizeidepartement eröffnet, dass
der Schweizerische Verband für Frauen-
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